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Der Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 02.01.2006 wird aufgehoben. Die
weitergehende Klage wird abgewiesen. Die Beklagte trÃ¤gt die erstattungsfÃ¤higen
auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin zu 1/2.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin bezieht Leistungen nach dem SGB II.

Mit Schreiben vom 9. August 2005 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit, die von der
KlÃ¤gerin genutzte Wohnung verfÃ¼ge Ã¼ber eine GesamtwohnflÃ¤che von 63
mÂ². Die monatliche Miete betrage 487,08 Euro einschlieÃ�lich aller Nebenkosten
ohne Heizkosten. FÃ¼r den von der KlÃ¤gerin gefÃ¼hrten 2-Personen-Haushalt
seien diese Kosten unangemessen hoch im Sinne des Â§ 22 Abs. 1 SGB II.
Angemessen seien fÃ¼r den Bereich des Stadtgebietes Solingen Unterkunftskosten
(ohne Heizkosten) in HÃ¶he von 349,72 Euro und eine WohnungsgrÃ¶Ã�e von 60
mÂ². Es sei daher beabsichtigt, ab dem 28. Februar 2006 nur noch die
angemessene Miete in HÃ¶he von 349,72 Euro zu Ã¼bernehmen. FÃ¼r die
KlÃ¤gerin bestehe die MÃ¶glichkeit, die Differenz zwischen der tatsÃ¤chlichen Miete
und der angemessenen Miete aus eigenen Mitteln zu zahlen oder die Mietkosten
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durch Anmietung einer vom Preis und von der GrÃ¶Ã�e angemessenen Unterkunft
zu senken, oder die Mietkosten durch Untervermietung oder auf andere Weise zu
senken.

Gegen dieses Schreiben erhob die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 15.08.2005
verschiedene Einwendungen. Sie forderte die Beklagte auf, einen
rechtsmittelfÃ¤higen Bescheid zu erteilen.

Zu dem Schreiben der KlÃ¤gerin nahm die Beklagte unter dem 05.09.2005 Stellung.
In dem Schreiben fÃ¼hrte sie aus, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne auch eine eigene
Bedarfsgemeinschaft bilden und eine Wohnung fÃ¼r eine Person anmieten. Einen
rechtsmittelfÃ¤higen Bescheid wÃ¼rde die KlÃ¤gerin erst am 28.02.2006 erhalten,
falls sich an den LebensumstÃ¤nden der KlÃ¤gerin bis dahin nichts geÃ¤ndert
haben sollte.

Auch gegen dieses Schreiben erhob die KlÃ¤gerin mit weiterem Schreiben vom
16.09.2005 verschiedene Einwendungen. Mit dem Schreiben trug sie vor, sie habe
einen Anspruch auf einen schriftlichen, mit Rechtsbehelf versehenen Bescheid.

Mit Schreiben vom 14. Dezember 2005 teilte die Beklagte mit, dass sich an ihrer
Beurteilung der Sach- und Rechtslage nichts geÃ¤ndert habe. Die Beklagte teile
nicht die Auffassung, dass es sich bei dem Schreiben vom 09.08.2005 um einen
Verwaltungsakt handele. Gleichwohl werde das Schreiben der KlÃ¤gerin als
Widerspruch gewertet.

Mit Bescheid vom 02.01.2006 wies die Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin als
sachlich unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Hiergegen richtet sich die am 24. Januar 2006 bei Gericht eingegangene Klage, mit
der die KlÃ¤gerin die Auffassung vertritt, das Schreiben der Beklagten vom 9.
August 2005 sei ein Verwaltungsakt, der mit der Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage angefochten werden kÃ¶nne.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Widerspruchsbescheid 000-BG-Nr. 000 BG 0000000-W 0000/00 aufzuheben und
die Beklagte zu verpflichten, die angemessenen Unterkunftskosten im bisherigen
Umfang weiterhin zu Ã¼bernehmen.

Die Beklagte hat keinen Klageantrag gestellt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die zu den
Gerichtsakten gereichten SchriftsÃ¤tze der Beteiligten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht kann vorliegend durch Gerichtsbescheid (Â§ 105 Sozialgerichtsgesetz)
entscheiden, denn die dem Rechtsstreit zugrundeliegenden Fragen sind einfacher
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Natur und der Sachverhalt ist fÃ¼r eine Entscheidung ausreichend aufgeklÃ¤rt.

Die Klage ist teilweise zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Im Ã�brigen unzulÃ¤ssig.

Gem. Â§ 54 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz kann mit der Klage die Aufhebung eines
Verwaltungsaktes (Anfechtungsklage) oder seine AbÃ¤nderung sowie die
Verurteilung zum Erlass eines abgelehnten oder unterlassenen Verwaltungsaktes
(Verpflichtungsklage) begehrt werden.

Die von der KlÃ¤gerin erhobene Klage ist, soweit sie darauf gerichtet ist, die
Beklagte zu verurteilen Unterkunftskosten in bisherigem Umfang zu Ã¼bernehmen,
unzulÃ¤ssig. Das Schreiben der Beklagten vom 9. August 2005 stellt nÃ¤mlich â��
ebenso wie der "Widerspruchsbescheid" vom 02.01.2006 â�� keinen
Verwaltungsakt dar.

Verwaltungsakt ist nach Â§ 31 SGB X jede VerfÃ¼gung, Entscheidung oder andere
hoheitliche MaÃ�nahme, die eine BehÃ¶rde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem
Gebiet des Ã¶ffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach
auÃ�en gerichtet ist. Vorliegend hat die Beklagte keine Entscheidung zur Regelung
eines Einzelfalls getroffen. Das Schreiben vom 9. August 2005 stellt jedenfalls keine
Entscheidung dar, mit der ein bestimmter Lebenssachverhalt verbindlich geregelt
wird. Insbesondere wird dort nicht geregelt, dass die KlÃ¤gerin ab dem 28.02.2006
nur noch Mietkosten in HÃ¶he von 349,72 Euro erhÃ¤lt. Vielmehr geht aus dem
Schreiben eindeutig hervor, dass die KlÃ¤gerin mÃ¶glicherweise bei Eintritt
bestimmter, zum Zeitpunkt des Schreibens vom 9. August 2005 noch offener
Bedingungen (siehe im Tatbestand oben das hervorgehobene Wort "oder"), einen
Bescheid erhalten wird, mit der ihr geringere Leistungen zugesprochen werden. Mit
dem Schreiben vom 9. August 2005 wird also der mÃ¶gliche spÃ¤tere Erlass eines
Verwaltungsaktes lediglich angekÃ¼ndigt.

Da gegen das Schreiben ein Widerspruch nicht zulÃ¤ssig ist, hÃ¤tte die Beklagte
einen Widerspruchsbescheid in der Sache nicht erteilen dÃ¼rfen. Die Klage gegen
den Widerspruchsbescheid ist jedenfalls weder als Anfechtungs- noch als
Verpflichtungsklage zulÃ¤ssig, da ein in der Sache anfechtbarer Verwaltungsakt
nicht ergangen ist.

Da die Beklagte gleichwohl einen Widerspruchsbescheid erlassen hat, hat sie
allerdings den Rechtsschein gesetzt, einen Verwaltungsakt erlassen zu haben. Nach
allgemeiner Auffassung gibt die Setzung eines solchen Rechtsscheins der KlÃ¤gerin
das Recht, die Aufhebung des mutmaÃ�lichen Verwaltungsaktes zu fordern.
Insoweit ist die Klage in analoger Anwendung des Â§ 54 Abs. 2 SGG zulÃ¤ssig und
begrÃ¼ndet.

Soweit die KlÃ¤gerin die Feststellung begehrt, ihre Unterkunftskosten seien
angemessen, ist die Klage auch nicht als Feststellungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 55 SGG
zulÃ¤ssig. Eine Feststellungsklage ist nÃ¤mlich gegenÃ¼ber einer Anfechtungs-
oder Verpflichtungsklage subsidiÃ¤r, d.h. sie kommt nur in Betracht, wenn in der
Sache eine Anfechtungs- oder Verpflichtungsklage nicht erhoben werden kann. Die
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KlÃ¤gerin kann allerdings vorliegend zur Erreichung ihres Klageziels sehr wohl eine
Anfechtungs- oder Verpflichtungsklage erheben. Sobald die Beklagte einen
Bescheid mit gekÃ¼rzten Leistungen erteilt, kann die KlÃ¤gerin hiergegen eine
zulÃ¤ssige Verpflichtungsklage erheben. Vor Erteilung eines solchen Bescheides
besteht kein Anlass das Gericht mit der hier streitigen Rechtsfrage zu
beschÃ¤ftigen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â§ 183, 193 SGG und berÃ¼cksichtigt
einerseits, dass die Beklagte durch Erteilung des Widerspruchsbescheides das
Gerichtsverfahren provoziert hat, andererseits aber auch, dass die KlÃ¤gerin das
Verfahren trotz Hinweises des Gerichts weitergefÃ¼hrt hat.

Erstellt am: 16.03.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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